
  

 

 

 

Zielvereinbarung zwischen der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie, Österreichs Energie und der Vereinigung 

Österreichischer Elektrizitätswerke  

 

 

Einleitung 

Die Intelligente Messgeräte-Einführungsverordnung, BGBl. II Nr. 138/2012 idF BGBl. II 

Nr. 383/2017 (IME-VO), verpflichtet die Netzbetreiber bis Ende 2020 80% der an ihre Netze 

angeschlossenen Zählpunkte als intelligente Messgeräte auszustatten. Während einige 

wenige Netzbetreiber die Ausrollung bereits abgeschlossen haben, erreicht der Großteil der 

Netzbetreiber dieses Ziel nicht.   

Der Monitoringbericht der Regulierungsbehörde zur Einführung von intelligenten 

Messgeräten in Österreich 2020 geht österreichweit von einem Ausrollungsgrad von rund 31% 

Ende 2020 aus. Das Ziel von 80% wird damit weit verfehlt, was eine wiederholte Änderung des 

mit der IME-VO festgelegten Ausrollungszeitplans erforderlich macht. 

Die Herausforderungen, die sich im Zuge der Ausrollung aufgrund der hohen Anforderungen 

insbesondere an die Datensicherheit bei der Umstellung der IT-Systeme, beim Aufbau von 

Kommunikationssystemen und Sicherheitsmechanismen oder Testmanagementprozessen 

stellen und die andauernde Covid-19-Pandemie, die darüber hinaus merkliche Verzögerungen 

im Hinblick auf Lieferketten und Installationsarbeiten verursacht, werden anerkannt. 

Intelligente Messsysteme sind jedoch ein maßgeblicher Faktor für die Dekarbonisierung des 

Stromsystems, für die Steigerung der Energieeffizienz und für die Realisierung eines 

Marktsystems, in welchem sowohl Bürgerinnen und Bürger als aktive Kundinnen und Kunden 

als auch Energiegemeinschaften am Markt teilnehmen können sollen. Die Verwirklichung 

dieser Ziele ist voll im Gange und darf durch eine verzögerte Ausrollung nicht behindert 

werden.  

Vor diesem Hintergrund schließen die Unterzeichnenden nachstehende 

 

  



 
 

2 
 

 

Vereinbarung 

 

mit dem Ziel, trotz der eingetretenen Verzögerungen und unabhängig von bestehenden 

Projektplänen, die Verwirklichung der genannten energiepolitischen Ziele sicherzustellen. 

A. Zu diesem Zweck verpflichten sich die unterzeichnenden Verbände – ungeachtet allfällig 

erforderlicher rechtlicher Anpassungen – unter Wahrnehmung ihrer Koordinierungsfunktion 

bei ihren Mitgliedsunternehmen auf die Setzung folgender Maßnahmen hinzuwirken:  

(1) Kundinnen und Kunden, die einen entsprechenden Wunsch äußern oder gemeinschaftliche 

Erzeugungsanlagen gemäß § 16a ElWOG 2010 betreiben und Mitglieder von 

Energiegemeinschaften nach dem Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzespaket sind unverzüglich mit 

einem intelligenten Messgerät auszustatten. Es wird vereinbart, dass vom Kundenwunsch bis 

zur Installation und Aktivierung eines intelligenten Messgerätes nach einer Übergangsphase, 

spätestens mit Beginn des Q4 2021, 5 Monate insgesamt nicht überschritten werden bzw. bei 

bereits installierten intelligenten Messgeräten deren Aktivierung unverzüglich, längstens 

jedoch innerhalb von 3 Monaten nach der Installation erfolgt. Ausgenommen von dieser Frist 

sind technisch begründete Einzelfälle; die Begründung hat gegenüber dem Kunden oder der 

Kundin sowie der E-Control, in einer durch diese bekanntgegebenen Form zu erfolgen und hat 

neben der Begründung auch einen erwarteten Termin für die Installation und bzw. oder 

Aktivierung anzuführen. 

(2) Zur Erfüllung gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten oder bei Vorliegen einer 

Zustimmungserklärung der betroffenen Person(en) werden zum Zweck der 

Prognoseoptimierung die mittels intelligenter Messgeräte ausgelesenen Tages- bzw. 

Viertelstunden-Energiewerte (Verbrauchs- und Einspeisewerte) einmal täglich nach deren 

Auslesung an Lieferanten übermittelt. Die Übermittlung erfolgt auf Basis der Marktregeln.  

(3) Die Netzbetreiber stellen unter Einhaltung der Vorgaben des Datenschutzrechts 

österreichweit einheitlich sicher, dass den Lieferanten eine standardisierte, einfache, 

effiziente und automatisierte Anforderung betreffend Auslesung und Übermittlung der 

Viertelstundenwerte ihrer Kundinnen und Kunden spätestens ab Beginn des Q4 2021 

einheitlich ermöglicht wird.  Ziel ist es, dass die Zustimmungserklärung des Kunden gegenüber 

dem Lieferanten bzw. der Abschluss eines entsprechenden Liefervertrages zur Auslesung, 

Übermittlung und Verwendung der Viertelstundenwerte ausreicht. 

B. (1) Der in § 1 Abs. 1 IME-VO verordnete Ausrollungszeitplan wird im Gegenzug und den in 

der Einleitung dargestellten Umständen Rechnung tragend von der Bundesministerin für 

Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie dahingehend geändert, 

dass das Ausrollungsziel gemäß Z 3 (mindestens 95 vH) von 2022 auf 2024 verschoben wird.  

(2) Das in § 1 Abs. 1 Z 2 IME-VO verordnete Zwischenziel wird mit 40 % bis Ende 2022 

festgelegt. Im Fall der Nichteinhaltung des Ziels für 2022 ist der Verteilernetzbetreiber 

verpflichtet, eine begründete Stellungnahme mit einem Plan bis 2024 im Rahmen des 

regulären Monitorings an die E-Control (§ 2 IME-VO) zu übermitteln. Die E-Control 
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veröffentlicht im Rahmen ihres Monitoringberichts (§ 2 Abs. 3 IME-VO) eine Liste säumiger 

Verteilernetzbetreiber. Die Strafbestimmungen sind ausschließlich für die Erreichung der 

95%-Quote und die Übermittlung der begründeten Stellungnahme im Rahmen des regulären 

Monitorings anzuwenden.  

C. Bei wiederholter Nichteinhaltung der Maßnahmen gemäß Punkt A oder Abweichung vom 

Zwischenziel gemäß Punkt B werden entsprechende bindende Vorgaben auf gesetzlicher 

und/oder regulatorischer Ebene umgesetzt.   

 

Wien, am 26.3.2021 

 

 

Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie 

 

 

 

Leonore Gewessler, BA 

Bundesministerin 
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 Mag. Dr. Michael Strugl, MBA  Dr. Barbara Schmidt  

                     Präsident    Generalsekretärin 
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Mag.  Roland Tropper 

Geschäftsführer 


